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§ 1 Entwicklung des E-Commerce

I. Begriff des E-Commerce

Der Begriff des „Electronic Commerce“ bezeichnet eine Vielzahl wirtschaftlicher
Prozesse, so dass eine genaue Definition schwierig ist.1 Allen Ansätzen gemein ist
das Vorhandensein der technischen Komponente. Sie besteht in der Nutzung von
Computernetzwerken.2 Das Internet bildet dabei den momentan wichtigsten An-
wendungsfall,3 aber keinesfalls den einzigen.4 Das zweite Merkmal der Definition
ist die Marktbezogenheit. Auf dieser Ebene beschreibt der Begriff „E-Commerce“
jede marktvermittelte und elektronisch realisierte Anbahnung, Vereinbarung und
Abwicklung5 ökonomischer Transaktionen zwischen Wirtschaftssubjekten.6 Er-
fasst werden insbesondere auch kostenlose Informationsangebote, die der Anbah-
nungsphase zuzuordnen sind, sowie solche Dienstleistungen, die lediglich der
Unterstützung einzelner Phasen dienen. Letzteres trifft etwa auf elektronische Be-
zahlverfahren zu. Sie sind somit ebenfalls Bestandteil des E-Commerce.7 Schließ-
lich kann noch zwischen absatzseitigem8 und beschaffungsseitigem9 E-Commerce
unterschieden werden. Der dritte Aspekt der Definition wendet sich den Teilneh-
mern der beschriebenen Prozesse zu. Grundsätzlich sind sowohl auf der Angebots-
als auch auf der Nachfrageseite drei Akteure vorstellbar: Unternehmen (Business),
Konsumenten (Consumer) und öffentliche Institutionen (Administration).10 Hier-

______

  1 Wamser, Strategisches Electronic Commerce (2001), S. 11, spricht von einem „nahezu inflatio-
nären Gebrauch“.

  2 Luxem, Digital Commerce (2001), S. 7; Wamser, Strategisches Electronic Commerce (2001), S. 16.
  3 Röder, in: Bliemel/Fassott/Theobald, Electronic Commerce (1999), S. 213 (214).
  4 Kröger, in: Kröger/Gimmy, Handbuch zum Internetrecht (2000), S. 443 (445).
  5 Bzgl. der Abwicklung werden oft die Begriffspaare direkter und indirekter E-Commerce ver-

wandt. Ersterer bezeichnet einen vollständig elektronischen Vorgang. Bei letzterem erfolgt le-
diglich der Vertragsschluss, nicht aber die Abwicklung virtuell. Siehe: KOM (1997) 157, v.
21. 4. 1997, S. 9; Nuissl, in: Bliemel/Fassott/Theobald, Electronic Commerce (1999), S. 63 (67).

  6 Luxem, Digital Commerce (2001), S. 10; Fritz, Internet-Marketing und Electronic Commerce
(2000), S. 21; Picot/Reichwald/Wigand, Die grenzenlose Unternehmung (2001), S. 337; Lampe,
Marketing und Electronic Commerce (1999), S.3.

  7 Gerig, Zahlungssysteme im E-Commerce (2002), S. 13.
  8 Teilweise auch als Electronic Marketing bezeichnet.
  9 Synonym werden die Begriffe Electronic Sourcing bzw. Electronic Procurement verwandt.

Vergleiche Peukert/Ghazvinian, in: Eggers/Hoppen, Strategisches E-Commerce-Management
(2001), S. 187 ff.

10 Wamser, Strategisches Electronic Commerce (2001), S. 43. Entsprechend den jeweiligen Akteu-
ren spricht man vom Business-to-Business- (b2 b), vom Business-to-Consumer-Bereich (b2 c)
usw.
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an anknüpfend bezeichnet der Begriff des „E-Commerce“ bzw. des „elektroni-
schen Geschäftsverkehrs“ im Folgenden jede Tätigkeit im Rahmen der Anbah-
nung, Vereinbarung und Abwicklung ökonomischer Transaktionen unter Ver-
wendung von Informations- und Kommunikationstechnologie.

II. Das Internet als wichtigstes elektronisches Kommunikationsmedium

Das Internet11 nimmt unter den Informations- und Kommunikationstechnologien
eine zentrale Stellung ein. Es erlebte seinen Durchbruch in den 90ern12, als die
Öffnung des Nutzerkreises, der Einsatz von Multimediaelementen13 und die fort-
schreitende Vereinfachung zu wachsender Beliebtheit führten. Inzwischen ist seine
Nutzung weit verbreitet. Knapp die Hälfte aller Deutschen hatte Anfang 2001
Zugriff hierauf.14 Neben der bloßen Möglichkeit ist ebenfalls die tatsächliche Nut-
zung beachtlich. Studien ermittelten eine durchschnittliche Nutzungsdauer von
4,6 Tagen pro Woche bzw. 63 Minuten pro Tag.15 In technischer Hinsicht gaben
87,5% an, mit Hilfe eines PCs online zu gehen.16 Grundsätzlich kommen auch an-
dere Mittel in Betracht. Deren Anteil ist aber noch vergleichsweise gering. So grif-
fen lediglich 2% auf ein Mobilfunktelefon zurück.17 Dennoch wird hier künftig ein
weiterer wichtiger Anknüpfungspunkt liegen, da bereits 51% im Besitz eines sol-
chen sind.18 Dementsprechend unterscheidet man zwischen E- und M-Com-
merce19. Ein ähnliches Bild zeichnet sich im Unternehmensbereich ab. 1998 ver-
fügten 48% über einen Internetzugang.20 Diese Zahl stieg 1999 auf 78% und im

______

11 Hierbei handelt es sich um ein globales Netzwerk, das mit Hilfe von Telekommunikations-
oder Datenleitungen einzelne Computer bzw. lokale Netze in sich vereint und damit die Inter-
aktion verschiedener Teilnehmer ermöglicht. (Alpar, Kommerzielle Nutzung des Internets
(1998), S. 23; Fritz, Internet-Marketing und Electronic Commerce (2000), S. 19.) Der Begriff des
Internet leitet sich aus der eigentlichen Bezeichnung „International Network“ ab. Dabei stellt
das sog. „World Wide Web“ (WWW) lediglich einen Bestandteil dessen dar, letztlich aber auch
den einzig kommerziell genutzten. Aus diesem Grund ist der E-Commerce allein in diesem
Teilbereich anzusiedeln.

12 Zur historischen Entwicklung siehe: Alpar, Kommerzielle Nutzung des Internets (1998),
S. 13 ff.; Beck/Prinz, Ökonomie des Internet (1999), S. 11 ff.; Kristoferitsch, Digital Money (1998),
S. 17 ff.; Gerig, Zahlungssysteme im E-Commerce (2002), S. 9 ff.

13 Der Begriff „Multimedia“ bezeichnet die integrative Verwendung von dynamischen Medien-
typen wie Audio oder Video und statistischen Typen wie Texten oder Grafiken. Vgl. Blie-
mel/Fassott/Theobald, in: Bliemel/Fassott/Theobald, Electronic Commerce (1999), S. 1 (4).

14 Laut GfK Online-Monitor (2001), S. 9, 46%. Abrufbar unter www.gfk.de/produkte/eigene_pdf/
online_monitor.pdf, Stand 18. 10. 2003. Bevölkerung im Sinne der Untersuchung sind Privat-
personen im Alter zwischen 14 und 69 Jahren mit Telefonanschluss im Inland, was einer Ge-
samtzahl von 52,5 Millionen entsprach.

15 GfK Online-Monitor (2001), a. a. O., S. 15 und 16.
16 Jupiter MMXI, OML (2001), S. 2. Abrufbar unter http://www.gfk.de, Stand 18. 10. 2003.
17 GfK Online-Monitor (2001), a. a. O., S. 10.
18 Jupiter MMXI, OML (2001), a. a. O., S. 1.
19 Zu den rechtlichen Besonderheiten, die hier nicht behandelt werden sollen, vergleiche Ranke,

MMR 2002, 509 ff.
20 DG Bank, Mittelstand im Mittelpunkt Herbst/Winter 2000, abrufbar unter www.mittelstands

studie.de/frame-studie.html, S. 2, Stand 18. 10. 2003.
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darauf folgenden Jahr schon auf 91%.21 Zudem planten lediglich 2% des verblei-
benden Teils auch weiterhin keine Online-Nutzung.22 Anfänglich unterschiedlich
vollzog sich die Entwicklung in umsatzstarken (100–250 Mio. DM) und umsatz-
schwächeren (bis 10 Mio. DM) Unternehmen. Während erstere 1998 einen Anteil
von 68% stellten, machten zweitere lediglich 27% aus.23 Im Jahr 2000 hatte sich
dies relativiert. Bei den umsatzstarken Firmen verfügten nun 98% über einen Zu-
gang und bei den umsatzschwächeren 81%.24

III. E-Commerce als Teil des elektronischen Fortschritts

Eine Form der kommerziellen Nutzung des Internet ist der E-Commerce, der zu
einem zentralen Thema innerhalb der Unternehmensführung geworden ist.25

Trotzdem ist die Intensität der Einbindung noch verschieden. Einer Studie der
DG-Bank26 zufolge nutzen 91% ihre Internetpräsenz zur Unternehmensdarstel-
lung, 84% zur Produktinformationsvermittlung und nur 39% hatten wirkliche
Vertragselemente darin integriert. Damit beschränkt sich ein Großteil der Online-
Aktivitäten auf die Bereitstellung von Informationen. Grundsätzlich sind sich
Firmen aber über Vorteile und Notwendigkeit der Einbeziehung elektronischer
Märkte im Klaren. Z. B. soll der Bereich der Online-Bestellungen deutlich erweitert
werden.27 Ähnliches gilt für das Online-Marketing, insbesondere die Ermögli-
chung elektronischer Zahlungsverfahren. Wenngleich Prognosen in 2001/2002
stark relativiert wurden, hat der E-Commerce beachtliche Größenordnungen an-
genommen. Im Jahr 2000 entfielen hierauf 10% des Gesamtumsatzes deutscher
Unternehmen.28 Weltweit wurden 1999 Umsätze in Höhe von 180 Mrd. € getätigt,
was, gegenüber dem Vorjahr einem Wachstum von 143% entsprach.29 Für das Jahr
2004 erwartet man Größenordnungen von 6.800 Mrd. US-Dollar, wovon 1.500 Mrd.
auf den europäischen Wirtschaftsraum entfallen sollen.30

Hintergrund der zunehmenden Einbindung des elektronischen Marktsegments in
die Unternehmensstrategien ist die Verschärfung des Wettbewerbs. Infolge relativ
geringer Anfangsinvestitionen, die durch die Größe eines Unternehmens kaum
beeinflusst werden, sind auch kleinere Firmen in der Lage, neue Märkte zu er-

______

21 Zum gleichen Ergebnis kommt KPMG, eBusiness in der deutschen Wirtschaft 2001, S. 3. Da-
nach besitzen ebenfalls 90% befragter Unternehmen einen Internetzugang und beabsichtigen
ihre Online-Aktivitäten weiter auszubauen.

22 KPMG, eBusiness in der deutschen Wirtschaft 2001, S. 3.
23 DG-Bank, Mittelstand im Mittelpunkt Herbst/Winter 2000, a. a. O., S. 2.
24 DG-Bank, Mittelstand im Mittelpunkt Herbst/Winter 2000, a. a. O., S. 2.
25 Nach KPMG, One to one Marketing im Electronic Commerce 2000, S. 9, beurteilen 70% deut-

scher Unternehmen diesen Bereich als „sehr wichtig“ oder „wichtig“. Zwei Jahre zuvor waren
es nur 50%.

26 DG-Bank, Mittelstand im Mittelpunkt Herbst/Winter 2000, a. a. O., S. 4.
27 Von 28% auf 69%. KPMG, eBusiness in der deutschen Wirtschaft 2000, S. 7.
28 KPMG, One to one Marketing im Electronic Commerce 2000, S. 10.
29 KPMG, eBusiness in der deutschen Wirtschaft 2000, S. 3.
30 KPMG, eBusiness in der deutschen Wirtschaft 2000, S. 3.
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schließen.31 Dies resultiert vor allem aus der freien Zugänglichkeit, einem We-
sensmerkmal des Internet.32 Weder unterliegt es einer zentralen Kontrolle, noch
wird seine Struktur durch anderweitige Stellen beeinflusst.33 Aus diesem Ver-
ständnis heraus und unter der Annahme, dass das Internet selbst bereits eine Han-
delsplattform bildet, liegt im Ausgangspunkt ein offener Markt vor.34 Darüber
hinaus ermöglicht das Internet direkten Vertrieb auch dort, wo bislang – wegen
fehlender Verkaufsstrukturen – kein Kundenkontakt bestand. Noch gravierender
sind die Auswirkungen im Dienstleistungssektor. Anders als Waren sind Dienst-
leistungen immaterielle Güter. Lassen sie sich vollends digitalisieren, können alle
Phasen des Marktprozesses online erfolgen. Sie bedürfen folglich keiner real exis-
tierenden Vertriebsstruktur mehr und sind mangels geographischer Grenzen im
virtuellen Raum global absetzbar. Das Internet bewirkt demnach eine Reduzie-
rung von Markterschließungskosten und damit verbunden die Herabsetzung von
Markteintrittsbarrieren.35 Es entsteht ein Preisdruck, der durch die wachsende
Transparenz36 weiter intensiviert wird. Darin liegt zugleich ein weiterer Vorteil
des Internet.37 Kunden können die Attraktivität einzelner Angebote nur dann be-
urteilen, wenn sie Kenntnis davon haben und Vergleichsmöglichkeiten besitzen.
Dadurch bedingt wird die Entscheidung für oder gegen den E-Commerce zuneh-
mend durch externe Einflüsse bestimmt. Der wirtschaftliche Erfolg einer Unter-
nehmung ist maßgeblich mit der Zahl seiner Kunden verknüpft. Der Kunden-
bindung, die aber gerade im E-Commerce potentiell gefährdet ist, kommt daher
große Bedeutung zu.38 Für den Kunden besteht der Nutzen vor allem in orts- und
zeitungebundenen Inanspruchnahmemöglichkeiten.39 Aus dieser Perspektive stellt
der E-Commerce eine Serviceerweiterung dar. Unternehmen, die diesen Service
nicht anbieten, werden weniger attraktiv erscheinen. So gesehen wirkt die techni-
sche Entwicklung in zweifacher Hinsicht. Sie ist erstens Ursprung neuer Konzepte
______

31 Bliemel/Fassott/Theobald, in: Bliemel/Fassott/Theobald, Electronic Commerce (1999), S. 1 (4);
Picot/Reichwald/Wigand, Die grenzenlose Unternehmung (2001), S. 361.

32 Alpar, Kommerzielle Nutzung des Internets (1998), S. 20.
33 Gleichwohl wird die technische Koordination durch verschiedene Organisationen und Dach-

verbände gewährleistet. Hierzu: Alpar, Kommerzielle Nutzung des Internets (1998), S. 39 ff.;
Kristoferitsch, Digital Money (1998), S. 32 ff.

34 Picot/Reichwald/Wigand, Die grenzenlose Unternehmung (2001), S. 342; Fritz, Internet-Marke-
ting und Electronic Commerce (2000), S. 43.

35 Fritz, Internet-Marketing und Electronic Commerce (2000), S. 67 f.; Wamser, Strategisches
Electronic Commerce (2001), S. 53.

36 Aufgrund fehlender geographischen Begrenzungen ist der potentielle Kunde befähigt, jeder-
zeit umfassende Vergleiche zwischen verschiedenen Angeboten durchzuführen. Es entsteht
eine starke und bislang auf lokalen Märkten nicht existierende Transparenz. Hierzu: Picot/
Reichwald/Wigand, Die grenzenlose Unternehmung (2001), S. 373; Wamser, Strategisches Elect-
ronic Commerce (2001), S. 36; Fritz, Internet-Marketing und Electronic Commerce (2000),
S. 43; Wohlenberg/Krause, in: Eggers/Hoppen, Strategisches E-Commerce-Management (2001),
S. 73 (75).

37 Dies meinen 21% der Unternehmen. DG-Bank, Mittelstand im Mittelpunkt Herbst/Winter
2000, a. a. O., S. 5.

38 Laker/Wübker/Baumgarten, Die Bank 2001, 430 (431); Picot/Neuburger, in: Eggers/Hoppen, Strate-
gisches E-Commerce-Management (2001), S. 23 (36).

39 Fritz, Internet-Marketing und Electronic Commerce (2000), S. 43; Bliemel/Fassott/Theobald, in:
Bliemel/Fassott/Theobald, Electronic Commerce (1999), S. 1 (17).
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im Produkt- und Vertriebsbereich. Zweitens bestimmt sie die Erwartungshaltung
der Nachfrageseite.40 Aus diesem Grund entscheiden nicht mehr nur Kostenas-
pekte über die Intensität der Einbeziehung des virtuellen Segments. Zudem dürfte
der Serviceaspekt weiter in den Vordergrund treten. Ist die Internetpräsenz erst
Standard, wird der Kunde weitere Kriterien für seine Wahl ausschlaggebend ma-
chen. Neben dem Preis für die eigentliche Leistung zählen dazu allem sonstige
Umstände. Hierzu gehört eine übersichtliche und attraktive Gestaltung und der
Zuschnitt der Internetpräsenz auf individuelle Bedürfnisse, genauso wie das An-
gebot einfacher, sicherer und bequemer Zahlungsmethoden.

Aus Kundensicht erfreut sich der E-Commerce ebenfalls wachsender Beliebtheit.
Dabei deckt sich die Art der Nutzung mit dem zuvor Gesagten. 57,1% der Befrag-
ten setzen das Internet inzwischen zum Onlineshopping ein.41 Den Hauptanteil
bilden jedoch gezielte Informationsabfragen bzw. solche Leistungen, die elektro-
nisch erbracht werden können. Ihr Anteil lag bei 85,2%.42

Insoweit haben die Ausführungen gezeigt, dass der E-Commerce zur Notwendig-
keit für Unternehmen geworden ist. Seine positiven Effekte lassen erhebliches
Potential vermuten, unabhängig davon, wie realistisch aktuelle Prognosen sind.
Besonderes Augenmerk ist auf den Dienstleistungssektor zu legen. Weiterhin
wurde deutlich, dass begleitenden Serviceleistungen, etwa bei der Zahlungsab-
wicklung, künftig verstärkte Bedeutung zukommt.

______

40 Klein, Der mediengestützte Vertrieb von Finanzdienstleistungen im Privatkundengeschäft
deutscher Banken (1999), S. 33.

41 Dies ergibt sich aus einer Studie der Universität Karlsruhe (IZV5) für den Zeitraum 2001/2002.
Bei der davor liegenden Befragung (IZV4) lag dieser Anteil noch bei 47,9%. Die Studie ist ab-
rufbar unter http://www.iww.uni-karlsruhe.de/izv5, Stand 18. 10. 2003.

42 Tabelle 11, IZV5, a. a. O.
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§ 2 Gegenstand der Untersuchung
§ 2 Gegenstand der Untersuchung
I. Wirtschaftliche Relevanz des E-Commerce für den Bankbereich

E-Commerce ist ein Phänomen, das die gesamte Wirtschaft durchzieht. Seine ra-
sante Entwicklung und die zunehmende Bedeutung des Internet haben zu grund-
legenden Veränderungen im gesamten Dienstleistungssektor geführt. Dies gilt
insbesondere für Finanzdienstleistungen. Banken sind zunehmend mit einer ver-
änderten Wettbewerbssituation konfrontiert, in der die Frage der Kundenbindung
vehement an Bedeutung gewinnt. Die Zahl derer, die ihre Finanzgeschäfte online
erledigen möchten, steigt kontinuierlich. Laut Forrester Research43 erledigt ein
Drittel44 europäischer Internetnutzer Bankgeschäfte per Internet. Ende 2001 gab
es allein in Deutschland 20 Mio. online geführte Konten.45 Langfristig sollen 40%
aller Finanzgeschäfte ausschließlich virtuell abgewickelt werden.46 Dabei lassen
sich deutliche Schwerpunkte fokussieren: Geschäfte rund um die Kontoführung,
der Zahlungsverkehr und das Wertpapiergeschäft.47 Der Vorteil des Internetban-
king besteht aus Sicht des Kunden vor allem in der zeitlichen und örtlichen Unab-
hängigkeit.48 Sein Verhalten bestimmt sich verstärkt durch die Faktoren Preis, Zeit
und Bequemlichkeit. Die Allgegenwärtigkeit einer Internetpräsenz ermöglicht
umfassende Preis- und Konditionsvergleiche. Der Kunde ist immer weniger bereit,
die hohen Gemeinkosten traditioneller Universalbanken zu tragen.49 Diese sind
deshalb gezwungen, ihre Leistungen flexibler und kostengünstiger50 anzubieten.
Die nächste Bank ist nur einen Mausklick entfernt.51 Mehrfachbankverbindungen
sind keine Seltenheit mehr.52 Räumliche Distanzen haben sich zum kostenneut-
ralen Faktor entwickelt.53 Zudem sind Bankdienstleistungen für den E-Commerce
geradezu prädestiniert. Sie lassen sich problemlos digitalisieren und können ohne
einen realen Kontakt zum Kunden erbracht werden. Hierdurch wird der Konkur-
renzdruck zwischen den Anbietern weiter verstärkt. Der Eintritt von Non- und
Nearbanks in den Markt verschärft diesen Effekt. Bei einer Befragung54 gaben 45%

______

43 Forrester Research, Profiting from Europe’s Internet-Banking (2001).
44 Dies entsprach rund 42 Millionen Verbrauchern.
45 Financial Times v. 20. 6. 2002, S. 20. Von 1997 an hat sich diese Zahl damit verfünffacht.
46 Laker/Wübker/Baumgarten, Die Bank 2001, 430.
47 Laut KPMG, ePrivate Banking 2000, S. 17, sind 46% an der Abwicklung des Zahlungsverkehrs

und 40% an Bereichen rund um das Wertpapiergeschäft vorrangig interessiert. Zu den gleichen
Schwerpunkten kommt der Bundesverband deutscher Banken, Daten, Fakten, Argumente
(Aug. 2001), S. 16.

48 Bei einer Umfrage von KPMG, ePrivate Banking 2000, S. 16, gaben dies 90% der Befragten an.
49 Kiefer, Die Bank 2000, 308.
50 Insbesondere der Kundenkampf im Direktbanken- bzw. Discount-Broker-Markt findet beim

Erstkontakt vornehmlich über den Preis statt. Dies ist das Ergebnis einer Kundenbefragung
der DAB Bank, wonach sie 67% wegen der günstigen Konditionen für diese Bank entschieden
haben.

51 Hack, in: Eggers/Hoppen, Strategisches E-Commerce-Management (2001), S. 95 (97).
52 Heintzeler, Die Bank 2001, 244 (246).
53 Heintzeler, Die Bank 2001, 244 (245).
54 Bundesverband deutscher Banken, Daten, Fakten, Argumente (Jan. 2000), S. 14.
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der Banken an, aus Gründen der Kundenbindung online zu gehen. Modernes
Image, Neukundengewinnung und Kostenersparnisse wurden mit 25% bzw. je-
weils 12% gewichtet. Die Abwicklung des Zahlungsverkehrs, als Pendant jedes
entgeltlichen Geschäfts, ist ein weiterer Schwerpunkt im E-Commerce der Banken.
Er bildet die Brücke zum gesamten elektronischen Geschäftsverkehr und ist daher
nicht nur für den Finanzsektor von Bedeutung. Zum Teil werden herkömmliche
Verfahren eingesetzt. Zunehmend drängen jedoch innovative Bezahlmethoden
auf den Markt, deren Betreiber häufig keine Banken im traditionellen Sinne sind.
Der Eintritt branchenfremder Unternehmen gewinnt somit verstärkt an Bedeu-
tung. Sie machen sich den Effekt der Disintermediation zunutze.55 Eine Website,
mag sie noch so kundenspezifisch zugeschnitten sein, beruht auf einem Auto-
matismus, der jeder Computeranwendung immanent ist. Hinter den einzelnen
Softwareabläufen verlieren Anbieter ihre Konturen und werden austauschbar. Da-
durch kann jeder, der die zugrundeliegende Technik beherrscht, die Leistung
erbringen.56 Dass hinter Finanzdienstleistungen eine klassische Bank steht, ist
folglich nicht mehr zwingend. Wahrscheinlicher ist, dass bestimmte Bereiche
durch spezialisierte Unternehmen besetzt werden.57 All dies verdeutlicht, dass
Banken die Exklusivität ihres Zugangs zum Kunden verlieren.58 Der Verlust dieser
Intermediärfunktion könnte die Existenz vieler traditioneller Finanzdienstleister
bedrohen.59

Aus all dem kann aber nicht geschlussfolgert werden, dass herkömmliche Banken
antiquiert sind. In der Vergangenheit haben sich verschiedene Direktanbieter her-
ausgebildet. Dies sind Unternehmen, die ihre Leistungen ausschließlich über das
Internet vermarkten. Spitzenreiter waren sog. Onlinebroker. Der Vorteil dieser
Strategie ist, dass die Effekte des E-Commerce optimal genutzt werden können. Ob
darin die alleinige Zukunft des Bankenmarkts liegt, wird bezweifelt. Realistischer
scheint es, dass der Kunde elektronische Bankdienstleistungen neben persönlicher
Betreuung wählt. Dort, wo der Bereich einfacher und standardisierter Produkte
verlassen wird, besteht erhöhter Beratungsbedarf. Zwar bietet das Internet umfas-
sende Informationsmöglichkeiten. Soweit diese Daten aber bewertet werden müs-

______

55 Lamberti/Volland, Die Bank 2000, 444; Veil, Die Bank 1999, 156 (158).
56 Heintzeler, Die Bank 2001, 244 (246).
57 Ein Beispiel bilden sog. Finanzmanager (http://money.msn.de/mymoney/default.asp, Stand

27. 6. 2002). Sie bündeln eine Vielzahl von Angeboten und filtern, bezogen auf die Vor-
stellungen des Kunden, die besten heraus. Sie machen sich folglich den Trend zur Mehrfach-
bankverbindung zunutze. Ein weiteres Konzept stellen sog. Full-Service-Dienstleister dar. Sie
haben sich auf ein bestimmtes Produkt und alle damit verbundenen Geschäfte spezialisiert.
Bespiele hierfür finden sich etwa in den USA. Hier bietet der Web-Auftritt eines Kfz-Händlers
(www.autobytel.com, Stand 27. 6. 2002) neben dem eigentlichen Autohandel den Abschluss
von Finanzierungen und Versicherungen an. Beispiele finden sich zudem im Wertpapierbe-
reich. Unternehmen, die ihre Emissionen direkt an den Investor richten (direct public offe-
ring), könnten die Mitarbeit von Banken überflüssig machen. Gleiches gilt für den Sekundär-
markt durch die Bildung elektronischer Direktbörsen. Siehe: Kiefer, Die Bank 2000, 308; Bel-
lof/Bercher, Die Bank 1999, 318 (319); Veil, Die Bank 1999, 156 (158).

58 Bellof/Bercher, Die Bank 1999, 318 (321).
59 Lamberti/Volland, Die Bank 2000, 444 (445).
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sen, erreichen Privatkunden nie die Professionalität der Bank.60 Aus diesem Grund
dürften sie stets mehrere Anbieter nutzen. Dennoch werden traditionelle Ver-
triebskanäle durch den kostengünstigen Direktvertrieb zumindest teilweise sub-
stituiert.61 Prognosen62 gehen davon aus, dass künftig lediglich 10 bis 20% der
Kunden ausschließlich über das Filialnetz an ihre Bank herantreten. Noch im Jahr
2000 lag dieser Anteil bei 90%. In exakt der gleichen Größenordnung bewegt sich
der reine Internetbereich. Der überwiegende Anteil will folglich auf verschiedene
Möglichkeiten zurückgreifen. Unverkennbar ist aber, dass Kunden die Form ihres
Zugangs zur Bank ändern.63 Qualität und Individualität des Online-Angebots
entwickeln sich zum differenzierenden Faktor. Durchsetzen wird sich der Markt-
teilnehmer, der das Bild persönlicher Ansprache und individueller Betreuung
vermittelt.64 Der Trend im E-Commerce der Banken geht in Richtung eines one-to-
one-Marketings.65 Dabei wird die Komplexität der einzelnen Leistung sowohl in
ihrer tatsächlichen Ausgestaltung als auch im Hinblick auf die zu erfüllenden
rechtlichen Anforderungen steigen. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit umfas-
sender Rechtsbetrachtungen.

II. Momentane Einbindung des E-Commerce in die Produktpalette der
Banken

Der folgende Abschnitt gibt einen Überblick über die derzeitige Einbindung des
E-Commerce in das Bankgeschäft. Nähere Beschreibungen werden im Rahmen der
rechtlichen Untersuchung gegeben. Die Nutzung elektronischer Elemente ist im
Bankgeschäft keineswegs neu. Beispielsweise ermöglicht das elektronische Han-
delssystem XETRA, das 1997 an der Frankfurter Börse eingeführt wurde, den
Handel zwischen Börsenteilnehmern, ohne dass es der Einschaltung von Maklern
bedarf. Frühzeitig begann man auch im Bereich des Zahlungsverkehrs der techni-
schen Entwicklung Rechnung zu tragen. Beispiele sind die beleglose Abwicklung
des Überweisungsverkehrs und kartengestützte Zahlungsverkehrssysteme66. Im
Bereich der Kontoführung war es per Btx möglich, einfache Geschäfte per Compu-
ter zu erledigen. Die Verwendung elektronischer Medien besitzt deshalb bereits

______

60 Dies gilt vor allem im Kapitalmarktbereich, wo sich der Trend in Richtung renditeträchtiger
Anlagen entwickelt und so erhöhten Beratungsbedarf hervorbringt.

61 Bundesverband Deutscher Banken, Daten, Fakten, Argumente (Jan. 2000), S. 17; Veil, Die Bank
1999, 156 (158).

62 KPMG, ePrivate Banking 2000, S. 16.
63 Ebenso die Europäische Kommission. KOM (2001) 66, v. 7. 2. 2001, S. 4.
64 Heintzeler, Die Bank 2001, 244 (246); Laker/Wübker/Baumgarten, Die Bank 2001, 430 (431); Birkel-

bach, Die Bank 1999, 484 (488).
65 Birkelbach, Die Bank 1999, 484 (488). Ebenso die erwähnte Studie von Forrester Research, Profi-

ting from Europe’s Internet-Banking (2001), wonach Internetbankseiten so gestaltet werden
sollen, dass eine individuelle Abfrage und Beratung ermöglicht wird. Die Individualisierung
der Kundenbeziehung war zudem eine der Kernaussagen von Picot auf dem Bankrechtstag
2001, Mackenthun/Sonnenhol, WM 2001, 1585 (1589).

66 ec-Cash, POZ, POS, Kreditkarten etc.
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eine gewisse Tradition. Mit der zunehmenden Bedeutung von Internet und
E-Commerce hat sie eine neue Dimension erreicht.

Das Bankgeschäft wird hierdurch in zweifacher Weise berührt. Zum einen nutzen
Banken das Internet als selbständigen Vertriebsweg für ihre eigenen Produkte
(sog. Fernabsatz). Das wohl wichtigste Beispiel ist das Internetbanking. Hier
nimmt der Kunde über die Homepage seiner Bank67 verschiedene Leistungen in
Anspruch. In erster Linie geht es dabei um Fragen der Kontoführung. Im Bereich
des Zahlungsverkehrs kann der Kunde Überweisungen und Lastschriften tätigen
oder Daueraufträge einrichten. Daneben können Informationen zu Kreditkarten,
Spareinlagen oder Wertpapieren abgerufen werden. Im Anlagebereich kann der
Kunde Termingelder tätigen oder eine Wertpapierorder erteilen. Zum Teil werden
auch Finanzierungen angeboten, d. h. die virtuelle Kreditvergabe.68 Oftmals bein-
halten die Websites zudem das Angebot von Versicherungsleistungen.69 Die be-
schriebenen Produkte können von herkömmlichen Banken oder von rein virtuel-
len Instituten angeboten werden. Bei letzteren beschränkt sich der Zugang des
Kunden ausschließlich auf den virtuellen Raum. An dieser Stelle lässt sich zwi-
schen Internetbanken und sonstigen Direktanbietern differenzieren. Reine Inter-
netbanken70 sind bislang selten. Genau wie die traditionellen Institute, sind auch
sie Universalbanken. Ihre Produktpalette enthält alle typischen Bankdienstleis-
tungen. Die Mehrzahl der ausschließlich virtuellen Institute hat sich jedoch auf
einen bestimmten Bereich spezialisiert. Soweit dies der Fall ist, kann zwar noch
von Direktanbietern gesprochen werden. Eine Internetbank im o. g. Sinne liegt je-
doch nicht vor. Je nach Art der Spezialisierung sind verschiedene Bezeichnungen
denkbar. Im Zusammenhang mit dem Wertpapiergeschäft71 hat sich etwa der Be-
griff des Onlinebrokers72 etabliert.

Die Nutzung des Internet als Absatzkanal für eigene Produkte zählt zu den wich-
tigsten Aufgaben des E-Commerce im Bankbereich. Sie ist aber nicht die einzige.
Entsprechend der Definition des elektronischen Geschäftsverkehrs umfasst er alle
Phasen des Marktes. Dies schließt auch die Kundenbetreuung mit ein. Banken be-
sitzen, soweit sie im Internet aktiv sind, ausnahmslos eine E-Mail-Adresse. Dem-
entsprechend kann ebenso ein Großteil des Schriftverkehrs elektronisch abgewi-
ckelt werden.

Zum anderen kommt den Kreditinstituten aber auch eine Unterstützungsfunk-
tion im Hinblick auf den E-Commerce anderer Branchen zu. Dies betrifft vor allem
die Durchführung des Zahlungsverkehrs. Hierzu existieren zahlreiche Produkte.

______

67 Diese Form des E-Commerce wird mittlerweile von nahezu allen Banken angeboten. Siehe u. a.:
www.commerzbank.de; www.hypovereinsbank.de; www.citibank.de; www.norisbank.de.

68 So die Citibank (www.citibank.de), die Deutsche Bank (www.deutsche-bank-24.de) oder die
Allgemeine Deutsche DirektBank (www.diba.de), Stand 18. 10. 2003.

69 Siehe hierzu ebenfalls bei den Instituten der vorigen Fußnote.
70 http://www.centura.com/; http://www.netbank.com/, Stand 18. 10. 2003.
71 U. a. www.comdirect.de; www.consors.de; www.etrade.com; www.e-sider.com; www.dab-

bank.de.
72 Alternativ wird auch der Begriff des Discount-Brokers verwendet.
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Zu den populärsten gehören Lastschriften und Kreditkarten. Daneben werden
aber auch ausschließlich für das Internet konzipierte Verfahren angeboten.73 Letz-
tere sind durch eine enorm hohe technische Varianz gekennzeichnet. Die Arbeit
wird sich hiermit eingehend im vierten Teil befassen.

III. Ziel der Untersuchung

Die Arbeit behandelt die rechtlichen und rechtspolitischen Aspekte dieser Ent-
wicklung. Die hierbei entstehenden Probleme sind genauso vielfältig wie die denk-
bare Nutzung des E-Commerce. Dabei wird deutlich, dass „Online-Recht“ weniger
ein eigenständiges Rechtsgebiet als vielmehr eine Querschnittsmaterie ist. Ent-
sprechend verschieden sind die rechtlichen Fragestellungen. Sie reichen von der
Frage nach dem anwendbaren Recht über Fragen des Zivilrechts bis hin zu Fragen
des Aufsichtsrechts und sonstiger öffentlich-rechtlicher Vorgaben. Nicht selten
greifen die Rechtsgebiete ineinander über. Sie sollten deshalb stets als Gesamtheit
betrachtet werden. Methodisch geht die Arbeit so vor, dass zunächst der techni-
sche Ablauf des jeweiligen Produkts dargestellt wird. Im Anschluss erfolgt eine
rechtliche Würdigung. Bei gleichartigen Produkten werden Gemeinsamkeiten
und Unterschiede herausgearbeitet, um eine gewisse Vergleichbarkeit zu ermögli-
chen. Dies gilt vor allem für den vierten Teil, d. h. die internetbasierten Zahlungs-
systeme und Bezahlverfahren. Viele Produkte im E-Commerce der Banken sind
nicht neu. Sie existieren bereits im konventionellen Bankgeschäft. Vor allem im
Hinblick auf europäische Vorgaben, wie E-Commerce-, Signatur-, E-Geld- und
Fernabsatzrichtlinie für Finanzdienstleistungen ergeben sich gleichwohl grund-
legende Unterschiede. Ein weiterer Aspekt ist die zunehmende Automatisierung
und die damit verbundene Standardisierung. Sie birgt neue Risiken in sich, die
nicht unberücksichtigt bleiben dürfen. Ziel der Arbeit ist es, diese Unterschiede
herauszuarbeiten und zu bewerten. Im Rahmen dieser Bewertung wurde dem As-
pekt „Vertrauen“ eine ganz besondere Stellung beigemessen. Hierauf wird im
nächsten Abschnitt eingegangen. Die zentrale Frage der Arbeit lautet damit, ob die
bestehende Rechtslage geeignet ist, Rechtssicherheit und Vertrauen der Nutzer in
die neuen Kommunikationstechnologien zu schaffen und zu gewährleisten.

Wegen seiner hervorgehobenen Bedeutung beschränkt sich die Untersuchung auf
die Nutzung des Internet. Damit ist nicht gesagt, dass andere Medien künftig kei-
ne Rolle spielen könnten. Dennoch ist ersteres aus heutiger Sicht das Einzige, das
auf einer gewissen Realität aufbaut. Eine weitere Beschränkung nimmt die Arbeit
in Bezug auf den Inhalt des elektronischen Bankgeschäfts vor. Sie wendet sich im
Folgenden ausschließlich Fragen zu, die sich im Zusammenhang mit dem Zugang
zum Internetbanking in seiner kontobezogenen Form und dessen vertraglicher
Abwicklung ergeben. Darüber hinaus werden Aspekte des Zahlungsverkehrs im

______

73 Beispiele sind FIRSTGATE click&buy, T-Pay, GeldKarte oder Ecash. Ausführlich unten 4. Teil,
§ 11.
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Internet untersucht. Die spezifischen Besonderheiten des Wertpapiergeschäfts
werden nur am Rande tangiert. Dieses Geschäftsfeld lässt sich in drei Bereiche un-
terteilen, das Emissionsgeschäft (Primärmarkt), das Effektengeschäft (Sekundär-
markt) und den Bereich der Finanzinformationen. Ein typisches Anwendungs-
beispiel für letztere sind die sog. Börsenbriefe. Jeder der drei Bereiche bietet für
Banken Anknüpfungspunkte für eine Einbindung in den E-Commerce. Da die
Fragestellungen aus rechtlicher Sicht aber so mannigfaltig sind, wie die Anwen-
dungsmöglichkeiten des elektronischen Bankgeschäfts im Wertpapierbereich,
würde ihre Erörterung den Rahmen dieser Arbeit sprengen. Zudem sind sie Ge-
genstand gesonderter Untersuchungen, auf die hier nur verwiesen werden soll.74

______

74 Lang, Zivilrechtliche Haftung von Discount-Brokern wegen Verletzung der Informations-
pflichten aus § 31 Abs. 2 WpHG (2003); Krammer, Internet Brokerage (2002); Schilling, Informa-
tionen zum Kapitalmarkt im Internet (2002); Florian, Rechtsfragen des Wertpapierhandels im
Internet (2001).
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§ 3 Notwendigkeit eines rechtlichen Rahmens

I. Vertrauen als Grundlage des traditionellen und des elektronischen
Bankgeschäfts

Im gesamtwirtschaftlichen Zusammenhang üben Banken Transformationsfunk-
tionen aus. Inhalt der Transformation sind Informationen, Fristen, Risiken sowie
die Überbrückung von Entfernungen.75 Diese Funktionen können im Internet
durch andere Intermediäre übernommen werden.76 Trotzdem besitzen traditio-
nelle Banken einen Wettbewerbsvorteil. Er ist zugleich strikte Notwendigkeit des
Geschäftslebens und ganz besonders im E-Commerce: Vertrauen.77 Aufbau und Er-
halt von Vertrauen wirken unmittelbar auf den Erfolg der Unternehmung. Diese
Erkenntnis ist im Bankgeschäft seit langem bekannt und tief verwurzelt.78

Bei genauerer Betrachtung wird deutlich, dass der Begriff des „Vertrauens“ ver-
schiedene Aspekte in sich vereint. Im BGB wird der Begriff an verschiedenen Stel-
len verwendet. Hier beschreibt er überwiegend ein eher leistungsbezogenes Ver-
trauen. Dies gilt etwa für die §§ 122 I, 284 und 311 III BGB. Im Bankrecht wird er
in erster Linie mit der Zuverlässigkeit einer Bank im Hinblick auf ihre Solvenz
verbunden. Dieser Aspekt ist nicht nur für einzelne Banken und ihren Geschäftser-
folg relevant. Er wirkt sich auf die gesamte Branche aus. Ursache ist die volkswirt-
schaftliche Schlüsselstellung, die den Kreditinstituten zukommt. Im gesamtwirt-
schaftlichen Zusammenhang obliegt den Banken der Transfer, die Ausgabe und
die Vermittlung von Kapital.79 Die Relevanz dieser Ressource für die Marktwirt-
schaft braucht nicht erläutert zu werden. Kreditinstitute sind somit nicht nur
Teil des Wirtschaftssystems, sondern gleichzeitig Voraussetzung für dessen Funk-
tionieren. Schwierigkeiten der Banken ziehen andere Bereiche schnell in Mitlei-
denschaft, weil sie deren Kapitalversorgung gefährden.80 Demnach kommt dem
Finanzdienstleistungsmarkt gesamtwirtschaftlich eine tragende Rolle zu wie kei-
______

75 Fischer, in: Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechts-Handbuch (2001), § 125, Rn. 9; Kiefer, Die
Bank 2000, 308.

76 S.o. Einleitung, § 2.
77 Heintzeler, Die Bank 2001, 244 (246); Kiefer, Die Bank 2000, 308.
78 Spindler, in: Hadding/Hopt/Schimansky, Bankrechtstag 2001 (2002), S. 171 (173).
79 Fischer, in: Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechts-Handbuch (2001), § 125, Rn. 9.
80 Fischer/Klanten, Bankrecht (2000), Rn. 2.3; Fischer, in: Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechts-

Handbuch (2001), § 125, Rn. 9.
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nem anderen Wirtschaftszweig. Die Bedeutung des Wortes „Vertrauen“ ist aber
noch viel fundamentaler. Neben dem erläuterten Aspekt handelt es sich um ein
allgemeines Prinzip zwischenmenschlicher Austauschprozesse.81 Vertrauen ist die
Basis jeder wirtschaftlichen Transaktion. Während zuvor mehr ein öffentliches
Vertrauen82 gemeint war, sind nun Elemente auf einzelvertraglicher Ebene ange-
sprochen. Gleichwohl ist auch dieses Verhältnis von einem besonders hohen Ver-
trauensanspruch geprägt, der stark über den im Bereich des normalen Handels hi-
nausgeht. Dementsprechend wird das Vertrauensprinzip als leitende Rechtsidee
im allgemeinem Bankvertrag gesehen.83 Finanzielle Angelegenheiten waren und
sind ein sehr sensibler Bereich. Nirgendwo sonst besteht ein so starkes Interesse an
der professionellen und diskreten Vertragsabwicklung wie hier. Dies mag einer-
seits aus dem Bedürfnis entstehen, seine finanziellen Verhältnisse nicht preisge-
ben zu wollen, andererseits aber auch aus der Tatsache, dass Bankverträge gegen-
über sonstigen Schuldverhältnissen durch ungleich höhere Komplexität und sehr
viel längere Laufzeiten gekennzeichnet sind84. Aufbau und Erhaltung einer Ver-
trauensbasis zwischen Bank und Kunde haben folglich einen hohen Stellenwert.
Aus rechtlicher Sicht wird sie in Deutschland einmal im Wege der Bankenaufsicht
gewährleistet.85 Daneben treten die allgemeinen Entwicklungen des Zivilrechts.
Auf einzelvertraglicher Ebene sind das z. B. die Informations- und Beratungs-
pflichten oder das Bankgeheimnis. Insgesamt besteht für deutsche Kunden ein
hohes Schutzniveau, das Sicherheit gewährleistet und ebenso erwartet wird. Die
technischen Veränderungen haben gesellschaftliche Maßstäbe in vielerlei Hinsicht
geprägt. Das Bedürfnis von Vertrauen ist hiervon nicht betroffen. Im Hinblick auf
finanzielle Angelegenheiten ist es sowohl bei Geschäften auf konventionellem als
auch auf elektronischem Weg ungebrochen. Demnach stellt die Gewährleistung
von Vertrauen ebenfalls ein zentrales Anliegen des E-Commerce im Bankbereich
dar und ist Bedingung für dessen Erfolg. Zwar bringt der Kunde den Kreditinsti-
tuten aufgrund der bestehenden Sicherheit im konventionellen Geschäft bereits
ein deutlich höheres Anfangsvertrauen entgegen als sonstigen E-Commerce-An-
bietern. Trotzdem erfolgt keine pauschale Übertragung. Dies ist sowohl in tat-
sächlicher als auch in rechtlicher Hinsicht zu berücksichtigen.

II. Rechtliche Rahmenbedingungen als eine Quelle des Vertrauens

Gerade im E-Commerce ist es aber nicht unproblematisch, Vertrauen zu schaffen
und zu gewährleisten. Das konventionelle Bankgeschäft basiert auf einem um-
fangreichen Filialnetz. Es kennzeichnet sich daher in erster Linie durch ein Nähe-

______

81 Picot/Reichwald/Wigand, Die grenzenlose Unternehmung (2001), S. 123.
82 Fischer, in: Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechts-Handbuch (2001), § 125, Rn. 13.
83 Claussen, Bank- und Börsenrecht (2003), § 6, Rn. 44 f.
84 Knaul, Auswirkungen des europäischen Binnenmarktes der Banken auf das internationale

Bankvertragsrecht unter besonderer Berücksichtigung des Verbraucherschutzes (1995), S. 56.
85 Kiefer, Die Bank 2000, 308 (309); Fischer, in: Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechts-Hand-

buch (2001), § 125, Rn. 12.
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verhältnis zum Kunden. Bank und Kunde sind sich persönlich bekannt und kön-
nen im Rahmen einzelner Geschäfte auf diese Erfahrung zurückgreifen. Zudem
wird Kreditinstituten häufig schon aufgrund der strengen aufsichtsrechtlichen
Anforderungen eine gewisse Zuverlässigkeit zuerkannt. Beides ist auf das Inter-
netgeschäft nicht oder nur bedingt übertragbar. Die durch das Internet bewirkte
Öffnung regionaler Märkte hat die Zahl der Anbieter erheblich erhöht. Kunden
werden immer häufiger die Angebote verschiedener Banken nutzen und dement-
sprechend ebenso häufig wechseln. Langjährig gewachsenes Vertrauen liegt folg-
lich in den wenigsten Geschäftsbeziehungen vor. Aus diesem Grund scheidet per-
sönliche Verbundenheit als Quelle des Vertrauens aus. Das so entstandene Defizit
kann auch nicht durch visuelle Eindrücke bei Vertragsschluss kompensiert wer-
den. Ein solcher Kontakt findet im Internet nicht statt. Eine gewisse Aussagekraft
lässt sich allenfalls der Gestaltung der Websites zusprechen. Folglich ist es gerade
die Anonymität des Internet, die besonderes Vertrauen verlangt.86

Dessen Bildung hängt jedoch nicht nur von den persönlichen Eigenschaften des
Anbieters ab. Sie wird ferner durch die Zuverlässigkeit und Sicherheit seiner tech-
nischen Systeme beeinflusst.87 Fragen des Datenschutzes sowie des Schutzes vor
kriminellen Eingriffen88 treten in den Vordergrund.89 Teilweise führt schon bloße
Unkenntnis der Kunden im Umgang mit den neuen Medien zu Verunsicherung
und Skepsis.90 Zudem werden bestehende Unsicherheiten durch negative Medien-
berichte verstärkt.91 Anders als bei herkömmlichen Back-Office-Systemen, deren
zeitweiser Ausfall relativ unbemerkt abgefedert und behoben werden kann, sind
Probleme im Internetbanking aufgrund des direkten Kundenkontakts im höchs-
ten Maße öffentlichkeitswirksam.92 Dies kann auf lange Sicht zum Verlust der Re-
putation führen.

Zuletzt wirkt auch der allgemeine Trend zur Internationalisierung vertrauens-
mindernd oder zumindest vertrauensgefährdend. Die im Internet vertretenen Fi-
nanzdienstleister sind längst nicht mehr nur nationale Unternehmen. Demnach
kommt es entscheidend darauf an, inwieweit das deutsche Aufsichtsrecht auch

______

86 Riemer/Klein, WISU 2001, 710 u. 712; Veil, Die Bank 1999, 156 (158).
87 Hierauf weist z. B. das BAKred, Jahresbericht 2000, S. 9, hin: „Mit der wachsenden Abhängig-

keit von funktionsfähigen IT-Systemen sieht die deutsche Aufsicht die Gefahr, dass einzelne
Institute durch Störfälle in diesem Bereich in ernsthafte oder im schlimmsten Fall sogar exis-
tenzbedrohende Krisen geraten könnten.“

88 Aus Sicht der Unternehmen vgl. etwa KPMG, Umfrage zur Wirtschaftskriminalität im E-Com-
merce (2001), S. 8 ff., abrufbar unter http://www.kpmg.de/library/surveys/satellit/efraud.pdf,
Stand 18. 10. 2003.

89 Unter denjenigen, die bislang eine Nutzung des E-Commerce ablehnen, ist die für 51,3% zu-
mindest ein Argument für ihre Haltung. IWW, http://www.iww.uni-karlsruhe.de/IZV4/, Stand
18. 10. 2003.

90 Dies gaben immerhin noch 17,6% an. IWW, Internet-Zahlungssysteme aus Sicht der Verbrau-
chers, a. a. O.

91 Riemer/Klein, WISU 2001, 710 (712). Beispielhaft sei hier etwa eine Sendung der ARD vom 16. 9.
2001 genannt, in welcher über Hackerangriffe berichtet wurde. Eine weitere Sendung der ARD
zum Thema „Sicherheit im Online-Banking“ wurde am 5. 5. 2002 ausgestrahlt.

92 BAKred, Jahresbericht 2000, S. 9.
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ausländische Banken erfasst und vor allem, inwieweit die tatsächliche Möglichkeit
einer effektiven Aufsicht gewährleistet ist. Folglich relativiert sich diese Quelle des
Vertrauens ebenfalls. Doch selbst wenn es sich um inländische Institute handelt,
ist die Geltung des Aufsichtsrechts nicht immer eindeutig. Zunehmend bedienen
sich Kreditinstitute externer Unternehmen, um den Anforderungen des Markts
gerecht zu werden. Der E-Commerce im Bankbereich erfordert komplexe Compu-
tersysteme und ein hohes Maß an technischer Kompetenz. Die Bank selbst kann
dem nur schwer gerecht werden und greift daher auf spezialisierte Unternehmen
zurück. Falls diese outgesourcten Bereiche einer weniger strengen Aufsicht unter-
liegen, könnten Kunden hierin erneut ein Risiko sehen und weniger Vertrauen
aufbringen.

Aus marktwirtschaftlicher Sicht ist eine erhöhte Angebotsvielfalt grundsätzlich zu
begrüßen. Dies gilt aber nur solange, wie sie nicht beschränkend wirkt. Dies ist je-
doch der Fall, wenn es infolge des offenen Marktes zu Verunsicherung und man-
gelndem Vertrauen kommt. Kunden könnten sich im Zweifel reserviert verhalten
und auf die ihnen vertraute Banken zurückgreifen. Umgekehrt ist denkbar, dass
Anbieter mangels Kenntnis des potentiellen Kunden vom Vertrag Abstand neh-
men. Hiervon sind in der Regel die Fälle betroffen, in denen es auf die persönliche
Zuverlässigkeit ankommt, etwa weil die Bank in Vorleistung geht. Insoweit kann
die vermehrte Vielfalt zu starker Skepsis führen und die freie Entwicklung des
Marktes behindern. Laut einer Umfrage unter Geschäftskunden europäischer und
amerikanischer Banken ist für jeden zweiten die Gewährleistung von Vertrauen
und Sicherheit der kritische Erfolgsfaktor für die Akzeptanz von E-Business.93 Um
das Manko der Unsicherheit zu umgehen, könnten beide Seiten auf bekannte, lo-
kal ansässige und dem vertrauten Rechtsrahmen unterworfene Vertragspartner
zurückgreifen. Dann aber orientiert sich die Entscheidung des Verbrauchers für
oder gegen ein Produkt nicht mehr am Markt selbst. Prinzipiell werden potentielle
Kunden die Vielfalt der elektronischen Ebene deswegen nur nutzen, wenn das be-
schriebene Vertrauen gewährleistet ist. Zusammenfassend sind drei Risikoberei-
che bzw. Unsicherheitsfaktoren auszumachen: das Vertragsrechtsrisiko, das Repu-
tationsrisiko und das Sicherheitsinfrastrukturrisiko.

Die bisherigen Quellen des Vertrauens können aus besagten Gründen nicht oder
nur bedingt herangezogen werden. Grundsätzlich ist der Aufbau persönlichen
Vertrauens Sache der Vertragsparteien. Im Kernpunkt kann es daher in erster Linie
nur um den Abbau des anfänglichen Misstrauens gehen. Das Schlagwort in diesem
Zusammenhang heißt Rechtssicherheit, wobei diese Erkenntnis keineswegs neu
ist.94 Soweit Parteien unabhängig voneinander agieren, werden sie stets auf ihren
eigenen Vorteil bedacht sein.95 Allerdings sind die Möglichkeiten, die andere Seite
______

93 Heydemann, Die Bank 2000, 640.
94 Modelltheoretisch wird dieser Zusammenhang oft mit Hilfe des sog. Gefangenendilemmas aus

der Spieltheorie dargestellt. Vgl. Picot/Reichwald/Wigand, Die grenzenlose Unternehmung
(2001), S. 129. A. A. Schäfer/Ott, Lehrbuch der ökonomischen Analyse des Zivilrechts (2000),
S. 468 ff.

95 Picot/Reichwald/Wigand, Die grenzenlose Unternehmung (2001), S. 129.
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zu übervorteilen, beschränkt, wenn ein Kernbereich von Rechten und Pflichten
klar definiert ist.96 Der Kunde muss dem Anbieter nur begrenzt vertrauen, weil die
Durchsetzung seiner Rechte nicht allein von dessen Zuverlässigkeit abhängt. Ein
Teil der Vertrauensbildung wird folglich durch rechtliche Vorgaben substituiert.
Das „Recht“ ist somit geeignet, Quelle des Vertrauens zu sein. Aufgrund des Feh-
lens anderer Gründe ist es im E-Commerce sogar die Wesentlichste.97 Keine der
Vertragsparteien möchte Risiken eingehen. Sie werden erst dann rechtsverbindlich
agieren, wenn ein Mindestmaß an Sicherheit besteht. Insoweit existiert ein direk-
ter Zusammenhang zwischen Rechtssicherheit und Akzeptanz der neuen Medien.
Dieser Gedanke gilt für den E-Commerce generell, d. h. über den der Banken hi-
naus. Er hat leitendes Gedankenmodell jeder rechtlichen Überlegung zu sein.

Die Europäische Union hat die Notwendigkeit eines solchen Rechtsrahmens er-
kannt und ist in den vergangenen Jahren vermehrt tätig geworden.98 Der E-Com-
merce sei nicht nur ein erfolgversprechender Teilbereich, sondern wichtigster Im-
puls der gesamten Wirtschaft. In einem Kommissionspapier heißt es: „Europa soll
die wettbewerbsstärkste und dynamischste Wirtschaft der Welt werden. Dazu sei
erforderlich, dass es die Möglichkeiten der Informationswirtschaft, insbesondere
des Internet, schnellstens nutze.“.99 Um dieses Ziel zu erreichen, wurde ein eEuro-
pe-Aktionsplan entworfen, der u. a. die Förderung des elektronischen Geschäfts-
verkehrs beinhaltet. Die Kommission stellt fest, dass der b2 c-E-Commerce lang-
samer an Boden gewinnt.100 Hintergrund der verhaltenen Akzeptanz seien die
großen Unterschiede zwischen den Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten sowie
das fehlende Verbrauchervertrauen.101 Inzwischen wurden verschiedene Rechtsak-
te erlassen. Grundlegend sind die E-Commerce- und die Signaturrichtlinie. Be-
sonderer Handlungsbedarf besteht nach Auffassung der Kommission für Finanz-
dienstleistungen. Die starken Abweichungen der nationalen Systeme bewirken
eine erhebliche Zersplitterung des Marktes.102 Bereits 1999 hatte sie einen Aktions-
plan zur Umsetzung des Finanzmarktrahmens ausgearbeitet.103 Die darin gesetzte
Frist bis zum Jahr 2005 wurde im Zusammenhang mit dem elektronischen Ge-
schäftsverkehr durch den Europäischen Rat in Lissabon bestärkt und von der
Kommission nochmals bestätigt.104 Nach Ansicht Letzterer spielt die Wechselwir-
______

  96 Picot/Reichwald/Wigand, Die grenzenlose Unternehmung (2001), S. 129.
  97 Deutlich wird dies, wenn man berücksichtigt, dass 31,1% der Befragten fehlendes Vertrauen

und 39,3% eine unsichere Rechtslage als Grund für ihre fehlende Akzeptanz bzgl. Online-
Einkäufen angeben. Darüber hinaus nennen 44,0% eine Verbesserung der Rechtslage als Weg
zur Erhöhung der Attraktivität E-Commerce. IWW, Internet-Zahlungssysteme aus Sicht der
Verbrauchers, a. a. O.

  98 Heintzeler, Die Bank 2001, 244 (245), sieht in ihr die tragende Komponente in der Entwicklung
des E-Commerce.

  99 KOM (2000) 330, v. 24. 5. 2000, S. 2.
100 Betreffend den elektronischen Geschäftsverkehr im Allgemeinen KOM (2000) 330, v. 24. 5.

2000, S. 20. Für den E-Commerce im Bereich der Finanzdienstleistungen KOM (2001) 66, v.
7. 2. 2001, S. 5.

101 KOM (2000) 330, v. 24. 5. 2000, S. 20.
102 KOM (2001) 66, v. 7. 2. 2001, S. 2.
103 KOM (1999) 232, v. 11. 5. 1999, S. 1 ff.
104 KOM (2001) 66, v. 7. 2. 2001, S. 23.


